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ZPO § 91 a

Wird ein vom Berufungsgericht erlassenes Teilurteil 
teilweise mit der Revision angefochten und erklären 
die Parteien den in die Revisionsinstanz gelangten 
Teil des Rechtsstreits in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Revisionsgericht übereinstimmend für erle­
digt, hat das Revisionsgericht über die Kosten des 
Revisionsverfahrens und die auf den für erledigt er­
klärten Teil entfallenden Kosten der VorInstanzen 
nach § 91 a ZPO durch Beschluß zu entscheiden.

BGH, Beschl. v. 12. Dezember 1975 - I ZR 48/74 - OLG Köln
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Spengler
Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

des E: ' vertreten durch den Oberkreisdirektor,
B

Beklagten, Widerklägers und 
Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr.

gegen

die Volkshochschule Kreis K e.V., F ., H
straße , gesetzlich vertreten durch den Vor­
standsvorsitzenden Gemeinde-Direktor T. ,

Kläger, Widerbeklagter und 
Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigte Rechtsanwälte und
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 12. Dezember 1975 
durch die Vorsitzende Richterin Dr. Krüger-Nieland 
und die Richter Alff, Dr. Merkel, Dr. Schönberg und 
Schwerdtfeger

beschlossen:

Die Urteile des 6. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Köln vom 1. Fe­
bruar 1974 (6 U 111/73) und des 
Landgerichts Köln vom 15. Juni 1973 
(50 81/73) sind wirkungslos gewor­
den, soweit sie über den Unterlas­
sungsantrag des Klägers entschieden 
haben.

Der Kläger hat die Kosten des Revi­
sionsverfahrens, des ersten Rechts­
zuges und von den in der Berufungs­
instanz bisher entstandenen Kosten 
10/23 zu tragen.

Über die übrigen Kosten des Berufungs­
verfahrens zu entscheiden, obliegt 
dem Berufungsgericht.

G r ü n d e  :

Der Kläger ist ein eingetragener Verein, der 
1963 vom damaligen Kreis K und sieben Gemeinden 
dieses Kreises zur Einrichtung und Unterhaltung ei­
ner Volkshochschule gegründet wurde. Er führt sat-
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zungsgemäß den Namen "Volkshochschule Kreis K e.V.". 
Der Kreis K (bisher Beklagter; an seine Stelle ist 
während des Revisionsverfahrens gemäß Gesetz des Lan­
des Nordrhein-Westfalen zur Neugliederung der Gemein­
den und Kreise des Neugliederungsraumes K vom 
5. November 1974 der Beklagte - E: - als Rechts­
nachfolger getreten) kündigte seine Mitgliedschaft 
beim Kläger fristgemäß zum 31. Dezember 1972, weil er 
wieder - wie bis zum Jahre 1963 - eine eigene Volks­
hochschule betreiben wollte. Zu diesem Zeitpunkt kün­
digten auch zwei der sieben Mitgliedsgemeinden des 
Klägers; zwei weitere Gemeinden folgten mit Kündigungen 
zum 31. Dezember 1973. Seit dem 1. Januar 1973 be­
trieb der Kreis K, ' wieder eine eigene Volkshochschu­
le unter der Bezeichnung "Volkshochschule Kreis K ".

Der Kläger hat diese Namensführung beanstandet 
und beantragt, dem Beklagten zu untersagen, seine 
Volkshochschule unter der Bezeichnung "Volkshochschu­
le Kreis K " zu betreiben. Der Kreis K.' ist dem 
entgegengetreten und hat Widerklage erhoben mit dem 
Antrag, dem Kläger zu untersagen, in seinem Namen 
den Namen "Kreis K " zu führen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen und der 
Widerklage stattgegeben. Hiergegen hat der Kläger Be­
rufung eingelegt. Zur Widerklage hat er hilfsweise 
beantragt, festzustellen, daß er seine Volkshochschule 
unter der Bezeichnung "Volkshochschule im Kreis K 
e.V." betreiben dürfe.

Das Oberlandesgericht hat durch Teilurteil die 
Berufung des Klägers zurückgewiesen, soweit er auf 
die Widerklage verurteilt worden ist, es zu unterlas-
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sen, in seinem Namen den Namen "Kreis K " zu füh­
ren. Der Berufung des Klägers gegen die Abweisung 
der Klage hat es stattgegeben und den Kreis K ver­
urteilt, es zu unterlassen, seine Volkshochschule 
unter der Bezeichnung "Volkshochschule Kreis K " 
zu betreiben. Noch nicht entschieden hat es über den 
Hilfsantrag des Klägers zur Widerklage.

Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revi­
sion hat der Kreis K seinen Klageabweisungsantrag 
weiterverfolgt. Im Hinblick darauf, daß der Kreis 
K aufgelöst worden ist und der neu geschaffene 
Erftkreis die "Volkshochschule Kreis R " unter der Be­
zeichnung "Volkshochschule Er " weiterführt,
hat der Kläger in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Revisionsgericht seinen Unterlassungsantrag für er­
ledigt erklärt. Der Beklagte hat sich der Erledi­
gungserklärung angeschlossen.

Hieraus ergibt sich:

1. Durch die einverständlichen Erledigungser­
klärungen der Parteien ist die Rechtshängigkeit des 
in die Revisionsinstanz gelangten Klaganspruchs be­
endet worden, und es ist nur noch über die darauf 
entfallenden Verfahrenskosten nach § 91 a ZPO zu ent­
scheiden. Diese Entscheidung hat, obwohl das Beru­
fungsurteil nur zum Teil angefochten worden und ein 
weiterer Teil des Rechtsstreits noch in der Beru­
fungsinstanz anhängig ist, in Abweichung von dem 
Grundsatz, daß über die Kosten eines Rechtsstreits - 
von Sonderfällen abgesehen - einheitlich zu entschei­
den ist, das Revisionsgericht durch Beschluß zu 
treffen. Dies folgt daraus, daß die Kostenentschei-



- 5 -

dung nach § 91 a ZPO den bisherigen Sach- und Streit­
stand berücksichtigen muß und deshalb in dem Fall, 
daß die Hauptsache in der Revisionsinstanz für erle­
digt erklärt wird, was zulässig ist, darauf abzu­
stellen ist, ob das Rechtsmittel Erfolg gehabt ha­
ben würde, wenn es nicht zur Erledigung der Hauptsa­
che gekommen wäre (vgl. BGHZ 50, 197, 199). Diese 
dem Revisionsgericht vorbehaltene Beurteilung, die 
nach geltendem Revisionsrecht in einer Überprüfung 
der angefochtenen Entscheidung unter dem Gesichts­
punkt der Gesetzesverletzung besteht, kann nicht dem 
Tatrichter überlassen bleiben, da dieser sonst sei­
ne eigene Entscheidung rechtlich überprüfen und inso­
weit zugleich die Stellung des Revisionsgerichts 
einnehmen müßte. Somit muß auch der auf dem Gebot 
der Einheitlichkeit der Kostenentscheidung beruhen­
de Grundsatz, daß im Falle einer Teilerledigung des 
Rechtsmittels die Entscheidung nach § 91 a ZPO im 
Rahmen der Gesamtkostenentscheidung des Schlußur­
teils und nicht durch Beschluß zu treffen ist (vgl.
LM Nr. 3 zu BGB § 242 (Bf)), eine Ausnahme erleiden, 
wenn, wie hier, die Erledigung in der Revisionsin­
stanz erklärt wird. Dies muß jedenfalls dann gelten, 
wenn die übereinstimmenden Erklärungen der Parteien 
den in der Revisionsinstanz anhängigen Teil voll er­
ledigen und damit die Möglichkeit einer Bindung des 
Berufungsgerichts an bestimmte Aufhebungsgründe gemäß 
§ 565 Abs. 2 ZPO ausscheidet. Dabei darf sich die 
Kostenentscheidung des Revisionsgerichts nicht auf 
die Kosten des Revisionsverfahrens beschränken; sie 
muß sich vielmehr auch auf die in den Vorinstanzen 
entstandenen Verfahrenskosten erstrecken, soweit sie 
den in der Revisionsinstanz erledigten Teil des 
Rechtsstreits betreffen, weil sonst die Gefahr einander



-  6 -

widersprechender Kostenentscheidungen zum gleichen 
Anspruch bestünde. Die Schwierigkeiten, die sich aus 
einer solchen Kostenaussonderung in rechnerischer 
Hinsicht bezüglich der Vorinstanzen ergeben können, 
sind nicht unüberwindbar und müssen aus den darge­
legten Gründen in Kauf genommen werden.

2. Die nach § 91 a ZPO zu treffende Kostenent­
scheidung muß zu Ungunsten des Klägers ausfallen.

a) Bedenken gegen die Zulässigkeit des Rechts­
wegs sind vom Berufungsgericht zu Recht nicht erho­
ben worden. Es handelt sich um eine bürgerliche 
Rechtsstreitigkeit im Sinne des § 13 GVG. Der Kläger 
und der Kreis K boten beide Lehrveranstaltungen 
an, zwischen denen die interessierten Bevölkerungs­
kreise wählen konnten. Die den Gegenstand des Klage­
anspruchs bildende Auseinandersetzung war namens­
rechtlicher und zugleich wettbewerbsrechtlicher Na­
tur. Offen bleiben kann in diesem Zusammenhang,
ob das Verhältnis des Kreises K zu den Benutzern 
seiner Volkshochschule privatrechtlicher oder öf­
fentlich-rechtlicher Natur war, weil für die Rechts­
wegfrage maßgebend ist, daß zwischen dem Kläger und 
dem Kreis K ein hiervon unabhängiges privat- 
rechtliches Verhältnis namens- und wettbewerbsrecht­
licher Natur bestanden hat.

b) Das Berufungsgericht hat dem Kreis K un­
tersagt, seine Volkshochschule unter der Bezeich­
nung "Volkshochschule Kreis K " zu betreiben. Hier­
zu hat es ausgeführt, einer immittelbaren Anwendung 
der §§12 BGB, 16 UWG zu Gunsten des Klägers stehe ent-
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gegen, daß sein Name "Volkshochschule Kreis K 
e.V." den Eindruck erwecke, man habe es beim Kläger 
mit einer Volkshochschule zu tun, die in irgend­
einer Weise von dem Kreis K als Gebietskörper­
schaft getragen und/oder gefördert werde. Dieser 
Eindruck sei durch den Austritt des Kreises K 
aus dem Verein (Kläger) unrichtig geworden. Des­
halb sei auch die Widerklage begründet; der Kreis 
K könne nach § 3 UWG verlangen, daß es der Klä­
ger unterlasse, seinen Namen in der gegenwärtigen 
Form zu gebrauchen. Es sei aber, so hat das Beru­
fungsgericht weiter ausgeführt, unter den besonderen 
Umständen des gegebenen Falles treuwidrig und stel­
le eine unzulässige Rechtsausübung dar, daß der 
Kreis K eine mit dem Namen des Klägers fast 
identische Bezeichnung für seine neu geschaffene 
Volkshochschule verwende. Er setze sich damit in 
Widerspruch zu seinem früheren Verhalten und nutze 
einen vom Kläger geschaffenen Besitzstand in unlau­
terer Weise für sich aus. Dies folge daraus, daß 
er nicht nur der Namensführung des Klägers zuge­
stimmt, sondern auf der Grundlage seiner im Verhält­
nis zu den beteiligten Gemeinden gewichtigeren 
Stellung weitgehend selbst erst die Voraussetzun­
gen dafür geschaffen habe, daß der Kläger gegründet 
worden sei und unter dem Namen "Volkshochschule 
Kreis K e.V." seit über 10 Jahren - davon über 
9 Jahre unter der aktiven und zweifelsohne einfluß­
reichen Mitgliedschaft des Kreises - habe tätig wer­
den können. Unter diesen Umständen könne der Kreis 
nach seinem Austritt nicht unter bloßer Berufung 
auf sein auf der öffentlich-rechtlichen Stellung be­
ruhendes eigenes Namensrecht den langjährigen Namen 
des weiterbestehenden Klägers und den damit verbünde
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nen "good will" an sich ziehen und für seine neuge­
bildete Volkshochschule ausnutzen. Ein solches Ver­
halten verstoße sowohl gegen die aus der früheren 
Vereinsmitgliedschaft resultierenden und nachwirken­
den Pflichten als auch gegen allgemeine Treuepflich­
ten im Rechtsverkehr. Der Kreis K sei auch nicht 
darauf angewiesen, seinen Namen in Verbindung mit 
der Einrichtungsbezeichnung "Volkshochschule" zu 
führen. Es gebe vielfältige Möglichkeiten einer 
deutlichen namensmäßigen Abgrenzung, die dem Kreis 
auch dann zuzumuten sei, wenn ein so abgegrenzter 
Name an Einprägsamkeit und Wirksamkeit der Bezeich­
nung "Volkshochschule Kreis K " nachstehen sollte.

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revision 
würden Erfolg gehabt haben.

Mit dem Berufungsgericht ist davon auszugehen, 
daß der Name des Klägers irreführend i. S. von 
§ 3 UWG geworden war, weil er den unrichtigen Ein­
druck erweckte, die Volkshochschule des Klägers wer­
de weiterhin vom Kreis K getragen und/oder geför­
dert. Damit entfielen die §§12 BGB, 16 UWG als An­
spruchsgrundlage für das Klagebegehren (vgl. BGHZ 10,
196, 201 ff - Dun-Europa). Zudem hat der Kläger die 
Entscheidung zur Widerklage, die ihm untersagt, sei­
nen Namen in der bisherigen Form weiterzuführen, 
in der Revisionsinstanz nicht angegriffen.

Zu Unrecht hat das Berufungsgericht angenommen, 
es sei treuwidrig oder unlauter i. S. von § 1 UWG gewe­
sen, daß der frühere Kreis K eine mit dem Namen 
des Klägers fast identische Bezeichnung für seine 
neu geschaffene Volkshochschule verwendet habe. Zieht
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man in Betracht, daß der Kläger, wie das Berufungs­
gericht sinngemäß festgestellt hat, weitgehend vom 
Kreis K abhängig war, dieser insbesondere seinen 
Namen zur Aufnahme in den Vereinsnamen des Klägers 
zur Verfügung gestellt und damit ermöglicht hatte, 
daß die Volkshochschule des Klägers als eine vom 
Kreis K getragene Einrichtung erschien, dann kann 
es nicht als treuwidrig oder unlauter angesehen wer­
den, daß der Kreis K die von ihm neu geschaffene 
Volkshochschule mit seinem Namen als "Volkshoch­
schule Kreis K " bezeichnete. Denn der Kläger muß­
te sich seiner Abhängigkeit vom Kreis K bewußt 
sein. Er konnte nicht davon ausgehen, daß dieser 
keine eigene Volkshochschule mehr eröffnen oder doch 
davon absehen werde, diese mit seinem Namen zu be­
zeichnen. Der Name des Kreises war dem Kläger erkenn­
bar nur so lange zur Benutzung überlassen, als seine 
Volkshochschule vom Kreis mitgetragen wurde. Jeden­
falls war voraussehbar, daß im Falle eines Ausschei­
dens des Kreises aus dem Verein (Kläger) die von 
diesem bisher benutzte Bezeichnung irreführend und 
damit unzulässig werden würde. Der Kläger hat es sich 
daher selbst zuzuschreiben, wenn er den unter der Be­
zeichnung "Volkshochschule Kreis K e.V." erworbe­
nen Besitzstand nicht oder nicht mehr voll nutzen 
kann. Er hätte für die Wahl einer anderen Bezeich­
nung sorgen müssen, wenn er gegen Beeinträchtigungen 
dieser Art geschützt sein wollte. Vom Kreis K 
konnte nach seinem Ausscheiden aus dem Verein nicht 
verlangt werden, daß er sich namensmäßig von der vom 
Kläger bisher benutzten Bezeichnung besonders abgrenz­
te. Abgesehen davon, daß die Abgrenzung dem Kläger ob­
liegt, weil sein Name irreführend geworden ist, muß 
es einer Körperschaft des öffentlichen Rechts grund-



10 -

sätzlich gestattet sein, von ihr betriebene öffent­
liche Einrichtungen nur mit der Einrichtungsbezeich­
nung und ihrem Namen zu versehen. Erwägungen der­
art, daß bei einer erwerbswirtschaftlichen Betäti­
gung Gleichnamiger in gleichen oder verwandten Bran­
chen der Prioritätsjüngere unter Umständen gezwungen 
sein kann, sich vom Prioritätsälteren oder auch einer 
bisher gemeinsam benutzten Unternehmensbezeichnung 
namensmäßig so weit abzugrenzen, daß Unternehmensver- 
wechslungen nach Möglichkeit vermieden werden, kön­
nen unter den hier gegebenen Umständen Jedenfalls 
nicht zu einer anderen Beurteilung führen.

Dem Berufungsgericht kann auch insoweit nicht 
gefolgt werden, als es die Auffassung vertreten hat, 
der Kreis K habe sich durch die Wiedereröffnung 
einer eigenen Volkshochschule und deren Bezeichnung 
als "Volkshochschule Kreis K  " in Widerspruch zu 
seinem früheren Verhalten gesetzt und zugleich gegen 
aus.seiner früheren Mitgliedschaft beim Kläger 
nachwirkende Treuepflichten verstoßen. Insoweit ist 
noch darauf hinzuweisen, daß sich die 1963 bei der 
Gründling des Klägers gehegte Hoffnung, alle oder 
fast alle Gemeinden des Kreises würden sich dem Klä­
ger als Träger der Volkshochschule anschließen, 
nicht erfüllt hatte. Vielmehr blieb die vom Kreis 
K geförderte und auch finanziell wesentlich un­
terstützte Tätigkeit des Klägers auf einen verhält­
nismäßig kleinen Teil des Kreisgebiets beschränkt.
Der Kreis K mußte aber bestrebt sein, die Volks­
hochschularbeit in allen Teilen des Kreisgebiets mög­
lichst wirksam zu gestalten. Schon deshalb war mit 
einer Veränderung der durch die Gründung des Klägers 
geschaffenen Organisationsform durchaus zu rechnen. 
Hinzu kam, daß sich die Auffassung über Aufgaben und
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Bedeutung der Volkshochschule im Laufe der Zeit er­
heblich gewandelt hat. Diese sollen nach neuerer 
Auffassung, wie unstreitig ist, stärker in das all­
gemeine Bildungswesen eingegliedert, zunehmend mit 
hauptamtlichen Lehrkräften ausgestattet und in die 
Lage versetzt werden, Prüfungen abzunehmen, die als 
Leistungsnachweis allgemein anerkannt werden* Es war 
daher verständlich und jedenfalls nicht treuwidrig 
im Verhältnis zum Kläger, daß der Kreis K diese 
öffentliche Aufgabe wieder selbst übernehmen und 
dabei auch klar und einprägsam auf seine eigene Trä­
gerschaft hinweisen wollte.

Es ist ferner nicht ersichtlich, daß die vom 
Kreis K verwendete Volkshochschulbezeichnung ir­
reführend i. S. von § 3 TJWG gewesen sei. Der Kreis 
K bezeichnete die von ihm eingerichtete Volks­
hochschule sachlich zutreffend als "Volkshochschule 
Kreis K ". Eine Irreführung des Verkehrs war al­
lenfalls insoweit zu befürchten, als Personen, die 
von der Umgestaltung des Volkshochschulwesens im 
Kreis K keine Kenntnis erhielten, annehmen konn­
ten, die Volkshochschule des Kreises K sei mit 
der vom Kläger betriebenen "Volkshochschule Kreis 
K e.V." identisch. Dabei würde es sich jedoch 
nicht ohne weiteres auch um eine Irreführungsgefahr 
i. S. von § 3 UWG gehandelt haben. Hiergegen spricht 
vielmehr, daß die Volkshochschule des Klägers, wie 
schon aus dem Namen ersichtlich, wesentlich vom 
Kreis K mitgetragen wurde und nach der Lebenser­
fahrung nicht anzunehmen ist, daß Personen, die sich 
für eine Teilnahme an den vom Kreis K in eigener 
Trägerschaft angebotenen Volkshochschulveranstaltun­
gen entschieden, dies nicht getan haben würden, wenn
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sie gwußt hätten, daß Träger der Volkshochschule nicht 
mehr der Kläger, sonder der Kreis K unmittelbar war. 
Zudem muß sich der Kläger nach Treu und Glauben ent­
gegenhalten lassen, daß es ihm verhältnismäßig leicht 
war, in den drei Gemeinden, die ihm nach dem Austritt 
des Beklagten und vier Mitgliedsgemeinden noch ver­
blieben, darauf hinzuweisen und allgemein bekannt zu 
machen, aus welchen Gründen er seinen Namen ändern 
müsse und daß sich dadurch an der von ihm bisher gelei­
steten Arbeit nichts ändern solle. Der Kreis K 
hat sich nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
mit seiner Volkshochschule in diesen drei Gemeinden 
nicht betätigt.

3. Da der Kläger in der Revisionsinstanz unterle­
gen wäre und die Revision zur Abweisung seines Unter­
lassungsantrages geführt haben würde, ist es nach 
§ 91 a ZPO geboten, ihm die auf den durch einverständ­
liche Erklärung der Parteien erledigten Teil des 
Rechtsstreits entfallenden Kosten aufzuerlegen. Dies 
bedeutet zunächst, daß er die Kosten des Revisionsver­
fahrens zu tragen hat, da er insoweit voll unterlegen 
wäre. Diese Kosten sind auch, wie im Falle einer Ko­
stenentscheidung nach § 97 ZPO, von den übrigen Kosten 
klar abzugrenzen, so daß Schwierigkeiten bei der Ko­
stenfestsetzung insoweit nicht entstehen können. Die 
Kosten des ersten Rechtszuges hat das Berufungsgericht 
gegeneinander aufgehoben. Diese Entscheidung beruht, 
wie im Berufungsurteil angegeben, auf § 92 ZPO; sie 
findet ihre Erklärung darin, daß das Berufungsgericht 
Klage und Widerklage, mit einem Streitwert von je 
10.000,—  DM, abgewiesen hat; der Hilfsfeststellungs­
antrag zur Widerklage mit einem selbständigen Streit­
wert von 3.000,—  DM war im ersten Rechtszug noch
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nicht gestellt. Da es bei der Verurteilung des Klä­
gers auf die Widerklage geblieben ist, kann die nach 
§ 91 a ZPO zu treffende Kostenentscheidung hinsicht­
lich der Kosten des ersten Rechtszuges unter Einbe­
ziehung des bestehenbleibenden Teils der Kostenent­
scheidung des Berufungsgerichts dahin lauten, daß 
der Kläger die Kosten des ersten Rechtszuges zu tra­
gen hat. Über die Kosten des zweiten Rechtszuges 
hat das Berufungsgericht in dem angefochtenen Teil­
urteil eine Entscheidung noch nicht getroffen. In­
soweit ist nunmehr, um zu einer für die Kostenfest­
setzung erforderlichen und nicht dem Kostenbeamten 
zu überlassenden quotenmäßigen Verteilung gelangen 
zu können, eine zeitliche Aufspaltung erforderlich.
Da noch nicht zu übersehen ist, ob und in welcher 
Höhe beim Berufungsgericht Kosten künftig noch ent­
stehen werden, andererseits aber in Übereinstimmung 
mit der Wertfestsetzung des Berufungsgerichts davon 
auszugehen ist, daß der noch in der Berufungsinstanz 
anhängige Feststellungsantrag einen Wert von 
3.000,—  DM hat, ist es gerechtfertigt, dem Kläger 
von den in der Berufungsinstanz bisher entstandenen 
Kosten 10/23 als auf den erledigten Teil des Rechts­
streits entfallend aufzuerlegen.

Die Urteile der Vorinstanzen sind durch die ein­
verständlichen Erledigungserklärungen der Parteien 
in der Revisionsinstanz und die darauf beruhende Be­
seitigung der Rechtshängigkeit des Klageanspruchs 
insoweit wirkungslos geworden, als über diesen An­
spruch entschieden worden ist. Es war angezeigt, diese



Rechtsfolge in dem Kostenbeschluß klarzustellen, 
was allgemein als zulässig erachtet wird (vgl. BGH 
LM Nr. 32 zu ZPO § 91 a).

Krüger-Nieland Alff Merkel

Schönberg Schwerdtfeger
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